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FDP: Masterplan 100 % Klimaschutz bedroht Industrie und Landwirtschaft

Vorgaben beschneiden Entwicklungschancen und Konkurrenzfähigkeit

"Unser Leitbild für den Landkreis Osnabrück enthält Entwicklungschancen für eingesessene und neue Unternehmen. Dafür brauchen wir gute Mitarbeiter, aber auch wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen. Wir dürfen nicht heute Fesseln für diejenigen knüpfen, die künftig ihr Geld hier verdienen sollen," berichtet der Vorsitzende der FDP-Kreistagsfraktion Wilhelm Backhaus aus den Vorgesprächen für die Kreistagssitzung am 21.2. Auf der Tagesordnung steht die Beratung über den "Masterplan 100 % Klimaschutz" des Bundesumweltministeriums. Nach dem Verwaltungsentwurf, dem CDU/UWG-Gruppe, SPD und Bündnis 90/Grüne bisher in allen Ausschüssen zugestimmt haben, sollen Mitarbeiter des Landkreises und externe Gutachter eine Projektskizze für die Teilnahme an diesem Programm erarbeiten. Dazu die Kreistagsabgeordnete Petra Fischer: "Wir haben schon über 300 000 Euro für ein integriertes Klimaschutzprogramm ausgegeben, ein Klimaschutzmanager wird benannt, wir kennen die Handlungsfelder und haben konkrete Pläne, also an die Arbeit! Nun sollten wir kein weiteres Hirnschmalz für Konzepte verbrauchen, die wir später nicht umsetzen wollen, weil sie dem Landkreis Osnabrück als attraktivem Wirtschaftsstandort schaden."

Bei Teilnahme am Masterplan verpflichtet sich eine Kommune gegenüber dem Bund zur Reduktion der Treibhausgase in allen Bereichen inclusive Wirtschaft und Verkehr um 95 % bis zum Jahr 2050. Außerdem muss der gesamte Energieverbrauch auf ihrem Territorium um 50 % gesenkt werden. Allein das Stahlwerk Georgsmarienhütte habe einen Energieverbrauch in der Größenordnung der Stadt Osnabrück, so die FDP-Fraktion, auch Dissen, Nortrup und andere Industriestandorte brauchten verlässlich bei Flaute und Schnee auf den Dächern, bei Tag und Nacht hohe Energiemengen. Ein "Import" etwa aus Offshore-Windanlagen sei im Programm aber nur eingeschränkt möglich. Dass solche Energiemengen durch Wind, Photovoltaik, Erdwärme und Biogas im Landkreis selbst erzeugt werden könnten, sei bei allem Zukunftsoptimismus nicht abzusehen, deshalb dürften die Kommunalpolitiker des Landkreises Osnabrück auch heute keine bindenden Verpflichtungen eingehen.

Außerdem müssten die Einträge der Treibhausgase Kohlendioxyd, Methan und Lachgas um 95 % reduziert werden. "In einem Gebiet mit intensiver Tierhaltung bedeutet das, dass Milchviehhaltung, Bullenmast, Schweinezucht, Geflügelhaltung und Düngung nicht weiter so möglich wären, erst recht keine Entwicklungsmöglichkeiten offen stünden. Unternehmerisch planende Bauern müssten auf Nebenbetriebe in anderen Landkreisen oder Ländern ausweichen," deutet Petra Fischer die Auskunft des Forschungszentrums Jülich, dass Voraussetzung für die Teilnahme am Masterplan 100 % Klimaschutz umfassende Veränderungen und neuartige Strategien in der Landwirtschaft seien. Sie wünsche sich aber keinen Landkreis, der Auflagen über die EU-, Bundes- und Landesvorgaben hinaus mache oder vernünftige Anträge wegen Kreistagsbeschlüssen des Jahres 2011 über längere Zeit nicht genehmigen könne.

Die FDP stehe zu den Plänen, die Energieeffizienz im Verantwortungsbereich der Kommune zu steigern, so beim Kreishaus, den Schulen, den Dienstfahrzeugen und den Abfallbetrieben. Möglichkeiten zur Erzeugung regenerativer Energien sollten erkundet und entwickelt werden. Es seien aber unterschiedliche Dinge, sich selbst hohe Ziele zu stecken oder Verpflichtungen einzugehen. Die Subventionen aus dem Masterplan, die der Landkreis ohnehin nur teilweise erhalten könne, seien kein Argument für Entscheidungen gegen die Wirtschaftsinteressen der Bürger. Die FDP halte den Masterplan für schädlich und eine Projektskizze dazu auf Kosten der Kreisbewohner für unnötig.

